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Gesetz liber das Gesundheitswesen *
(Gesundheitsgesetz, GesG)

Vom 6. Mai 2007 (Stand 1. Januar 2018)

(Erlassen von der Landsgemeinde am 6. Mai 2007)

1. Einleitung

Art. 1 Geltungsbereich und Zweck

' Dieses Gesetz regelt das 6ffentliche Gesundheitswesen.

2 Es bezweckt den Schutz und die Férderung der Gesundheit sowie die Si-
cherstellung der medizinischen Versorgung der Bevélkerung.

% Vorbehalten bleiben die besonderen Vorschriften eidgendssischer, inter-
kantonaler und kantonaler Erlasse.

Art. 2 Funktionen und Berufsbezeichnungen

" Funktionen und Berufsbezeichnungen in diesem Gesetz und den darauf
abgestiitzten Erlassen gelten fiir Personen beider Geschlechter.

Art. 3 Eigenverantwortung

' Der urteilsfahige Biirger ist fiir seine Gesundheit selbst verantwortlich. Das
offentliche Gesundheitswesen unterstiitzt ihn in seiner Eigenverantwortung.

Art. 3a* Gesundheitsleitbild

' Der Landrat erlasst ein Leitbild Gesundheit, welches die strategischen Zie-
le und Schwerpunkte des Gesundheitswesens im Kanton festlegt und eine
langfristige Planung der Gesundheitsversorgung ermdglicht.

2. Organisation und Zustindigkeiten

2.1. Aufgaben von Kanton und Gemeinden

Art. 4 Aufgaben Kanton

' Der Kanton nimmt folgende Aufgaben wahr:

ar’ die Gesundheitspolizei, namentlich die Verhiitung und Bekamp-
fung Ubertragbarer Krankheiten, die Lebensmittel- und Chemikali-
enkontrolle sowie die Badewasserkontrolle;

b.* die Sicherstellung der ambulanten und stationaren Gesundheits-
versorgung einschliesslich der Rettungsdienste, soweit dafiir nicht
die Gemeinden oder Dritte zustandig sind;
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C. die Aufsicht Gber Einrichtungen der Gesundheitsversorgung und
Uber Berufstétigkeiten im Gesundheitswesen einschliesslich des
Schutzes der Patientenrechte;

d. die Uberwachung des Heil- und Betaubungsmittelwesens;

e. die Férderung der Weiter- und Fortbildung in Berufen des Gesund-
heitswesens;

f.* die Gesundheitsférderung und Pravention;

g die sanitatsdienstliche Versorgung bei Ereignissen der besonde-

ren und ausserordentlichen Lage nach Massgabe der Bestimmun-
gen dieses und des Gesetzes iiber den Bevélkerungsschutz”.

Art. 5 Aufgaben Gemeinden
' Die Gemeinden sind zustandig fiir

a. das Bestattungswesen,
b. die Sicherstellung der stationdren Langzeitpflege,
c.* die Sicherstellung der ambulanten Langzeitpflege.

Art. 6*

Art. 6a* Zusammenarbeit

' Der Kanton und die Gemeinden pflegen die Zusammenarbeit untereinander
sowie mit den Leistungserbringern.
2 Der Kanton pflegt die Zusammenarbeit mit anderen Kantonen.

2.2, Zusténdigkeiten der Verwaltungsbehérden

Art. 7 Regierungsrat

' Dem Regierungsrat obliegt die Sicherstellung der Gesundheitsversorgung,
soweit nicht andere Organe zustandig sind. *

Art. 8 Departement

' Das zustdndige Departement (Departement) leitet und beaufsichtigt das 6f-
fentliche Gesundheitswesen.

2 Es vollzieht die eidgendssischen, interkantonalen und kantonalen Erlasse
sowie die Staatsvertrage auf dem Gebiet des Gesundheitswesens, sofern
die betreffenden Aufgaben nicht ausdriicklich anderen Organen (ibertragen
sind.

% Insbesondere obliegen ihm:

a. die Anordnung von gesundheitspolizeilichen Massnahmen;
b. die Erteilung von gesundheitspolizeilichen Bewilligungen;
" GSVGAH
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C. Anordnungen im Rahmen der Aufsicht Gber Einrichtungen der Ge-
sundheitsversorgung und (iber Berufstatigkeiten im Gesundheits-
wesen;

d* die Betreuung des Koordinierten Sanitatsdienstes;

e*

f. die Bezeichnung von Praxen, Einrichtungen und Spitélern, welche

die Voraussetzungen fiir eine eingehende Beratung und fiir eine
fachgerechte Durchfilhrung von Schwangerschaftsabbriichen er-
flllen;

g.* die Koordination von Massnahmen der Gesundheitsférderung und
Prévention.

Art. 8a* Koordinierter Sanitédtsdienst

' Das Departement bestellt den Koordinierten Sanitétsdienst, der aus Fach-
leuten des Gesundheitswesens besteht.

2 Der Koordinierte Sanitatsdienst trifft, soweit notig in Zusammenarbeit mit
der Kantonalen Fiihrungsorganisation, Vorbereitungen zur Bewéltigung von
Ereignissen sowohl der besonderen als auch der ausserordentlichen Lage,
die im Anwendungsbereich des Gesetzes iber den Bevoélkerungsschutz lie-
gen, namentlich bei schweren Unféllen mit vielen Verletzten, Katastrophen,
flachendeckenden Gesundheitsgefahrdungen von Mensch und Tier und der-
gleichen.

8 Zu diesem Zweck erstellt er ein Einsatzkonzept. Dieses stellt sicher, dass
das notwendige Personal und die erforderlichen Mittel zur Verfliigung ste-
hen, um die betroffene Bevélkerung oder Personengruppen medizinisch und
psychologisch zu versorgen.

* Der Regierungsrat genehmigt das Konzept geméass Absatz 3 und stellt die
Finanzierung sicher. Er kann mit anderen Kantonen und Dritten Vereinbarun-
gen abschliessen.

Art. 9 Weitere kantonale Verwaltungsbehérden

' Dem Departement nachgeordnete Verwaltungsbehdrden erfiillen Aufgaben
im Gesundheitswesen nach Massgabe dieses Gesetzes und seiner Ausfiih-
rungsvorschriften.

Art. 10 Gemeindebehérden

' Den Gemeindevorsteherschaften obliegen die in diesem Gesetz und seinen
Ausfiihrungsbestimmungen den Gemeinden zugewiesenen Vollzugsaufga-
ben.

2 Sie kénnen ihre Zusténdigkeiten an Ausschiisse, Kommissionen oder be-
auftragte Personen delegieren.
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3. Gesundheitsforderung und Pravention, Gesundheitspolizei

Art. 11 *  Gesundheitsforderung und Prédvention

! Die Gesundheitsférderung bezweckt die Verbesserung des Gesundheitszu-
standes der Bevdlkerung. Die Pravention dient der Verhiitung und der Friih-
erkennung von Krankheiten und Gesundheitsgefahrdungen.

2Der Regierungsrat erlasst ein Konzept liber Gesundheitsférderung und
Pravention. Er kann Massnahmen zur Gesundheitsférderung und Pravention
treffen, Dritte mit solchen Massnahmen beauftragen oder Massnahmen Drit -
ter unterstitzen. *

® Er regelt die Gesundheitsférderung und Pravention im Schulwesen. *

Art. 12 Gesundheitspolizeiliche Massnahmen

! Gesundheitspolizeiliche Massnahmen bezwecken die Verhiitung, Beseiti-
gung oder Minderung von Gesundheitsgefdhrdungen, welche die Allgemein-
heit betreffen, wie Epidemien, Umlauf von gesundheitsgefdhrdenden
Lebensmitteln oder Gefahrdung durch Chemikalien. *

2 Die Vollzugsbehérden der Gemeinden sind verpflichtet, in ihrem Gebiet
auftretende Gesundheitsgefédhrdungen der zustandigen kantonalen Verwal-
tungsbehérde zu melden. *

® Die zustandige kantonale Verwaltungsbehorde ordnet nétigenfalls die in
der Bundesgesetzgebung oder im kantonalen Recht vorgesehenen Mass-
nahmen an. Sie kann mit der Durchfiihrung die zustéandigen Gemeindeorga-
ne, Fachorganisationen oder Fachpersonen beauftragen. Die Kosten tragt in
erster Linie der Verursacher und in zweiter Linie der Kanton.

* Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten, soweit diese nicht durch (iberge-
ordnetes Recht bestimmt sind. Er kann Vereinbarungen mit anderen Kanto-
nen Uber den gemeinsamen Vollzug oder dessen Ubertragung auf ausser-
kantonale Organe abschliessen.

Art. 13 Beschlagnahme

' Die zustandige kantonale Verwaltungsbehorde kann bei Gefahr fiir die 6f-
fentliche Gesundheit Arzneimittel, Einrichtungen, Geréate und Stoffe einzie-
hen.

2 Sie verfiigt die Riickgabe, sobald keine Gefahr mehr besteht.

% Ist mit einer dauernden Gefahr zu rechnen, so verfligt sie die Verwertung
oder Vernichtung. Ein Verwertungserlés steht nach Abzug der Kosten dem
Eigentiimer zu. Die Kosten der Vernichtung trégt der Eigentimer.
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Art. 14 Lebensmittel und Chemikalien *

' Der Regierungsrat regelt den Vollzug des Bundesgesetzes (iber Lebensmit-
tel und Gebrauchsgegenstdnde und des Bundesgesetzes liber den Schutz
vor gefahrlichen Stoffen und Zubereitungen. Er kann Vereinbarungen mit
anderen Kantonen liber den gemeinsamen VoIIzug oder dessen Ubertragung
auf ausserkantonale Organe abschliessen. *

Art. 15 Badewasser

' Die zustandige Verwaltungsbehérde priift periodisch das Wasser in Bade-
anstalten und an allgemein zugénglichen Badestranden.

2 Sie ordnet geeignete Massnahmen an, wenn die erforderliche Badewasser-
qualitédt nicht eingehalten wird oder wenn die Offentliche Gesundheit auf
andere Weise gefahrdet ist.

® Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten. Er kann Vereinbarungen mit
anderen Kantonen tiber den gemeinsamen Vollzug oder dessen Ubertragung
auf ausserkantonale Organe beschliessen. *

4, Einrichtungen der Gesundheitsversorgung

4.1. Leistungen von Kanton und Gemeinden

Art. 16 * Bestand und Aufgabe des Kantonsspitals; Befugnisse

' Der Kanton gewéhrleistet den Betrieb eines Spitals mit Standort im Kanton
Glarus (Kantonsspital).

2 Das Kantonsspital gewéhrleistet die Grundversorgung und den Betrieb ei-
ner Notfallstation im Kanton. Zur Grundversorgung zahlen arztliche Behand-
lungen, welche von den Einwohnern des Kantons in bedeutendem Umfang
benétigt werden und die einer Spitalinfrastruktur bediirfen.

% Der Landrat regelt, welche Leistungen zur Grundversorgung gehoren.

* Das Kantonsspital kann weitere Leistungen anbieten.

® Das Kantonsspital ist verpflichtet, sich im Rahmen seiner Méglichkeiten an
der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung zu beteiligen.

¢ Es kann mit Dritten zusammenarbeiten.

Art. 16a* Spitaltrdgerschaft und Fiihrung des Spitalbetriebs; Rechtsbezie-
hungen

' Der Landrat regelt die Tragerschaft des Kantonsspitals sowie die Flihrung
des Spitalbetriebs und dessen Finanzierung.

2Er kann die Tragerschaft durch eine andere juristische Person als den
Kanton vorsehen; bei einer privatrechtlichen Tragerschaft muss der Kanton
die kapital- und stimmenmaéssige Mehrheit halten.
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® Er kann die Fiihrung des Spitalbetriebs auf juristische Personen des 6ffent-
lichen oder privaten Rechts (ibertragen.

* Die Rechtsbeziehungen zwischen Kantonsspital und Patienten unterstehen
dem o6ffentlichen Recht. Die Haftung richtet sich nach dem Staatshaftungs-
gesetz; dies gilt auch bei Leistungen ausserhalb der Grundversorgung (Art.
16 Abs. 4) und bei zugelassener arztlicher Tatigkeit ausserhalb eines Anstel-
lungsverhéltnisses zum Kantonsspital. Wird das Kantonsspital oder die Fiih-
rung des Betriebs auf eine Organisation des Privatrechts iibertragen, so haf-
tet dieselbe wie das Gemeinwesen. *

Art. 16b * Spitalverordnung

' Der Landrat regelt die weiteren Belange des Kantonsspitals, namentlich die
Steuerung der Aufgabenerfiillung durch den Kanton, die Rechtsstellung des
Spitalpersonals, den Zugang zu den Leistungen und das Verfahren betref-
fend Haftung des Kantonsspitals. *

Art. 17 Rettungsdienste

' Der Kanton stellt die Rettung von verunfallten, kranken oder sich in Gefahr
befindenden Personen sicher. Er koordiniert namentlich die Leistungsange-
bote und beaufsichtigt die Leistungserbringung. Er kann an die im Rettungs-
wesen tatigen Organisationen Beitrdge gewéhren.

2 Der Regierungsrat kann die betreffenden Aufgaben Dritten (ibertragen.

Art. 18 Beratungsdienste

' Der Kanton sorgt fiir die vom Bundesrecht verlangten Beratungsdienste.
Das Departement kann diese Aufgaben Dritten libertragen.

Art. 19 Ambulante Langzeitpflege *

' Die Gemeinden sorgen fiir die spitalexterne Grundversorgung, bestehend
aus der Hilfe und Pflege zu Hause sowie Leistungen der Hauswirtschaft. Sie
kénnen diese Aufgabe auf Dritte (ibertragen. Beauftragte Organisationen
des Privatrechts haften wie das Gemeinwesen nach dem Staatshaftungsge-
setz. *

2 Der Kanton kann Beitrage an die ergdnzenden Dienstleistungen der ambu-
lanten spitalexternen Kranken- und Gesundheitspflege leisten. *

® Der Landrat regelt die Angebote der spitalexternen Grundversorgung im
Einzelnen, die Finanzierung, die Beitragsleistungen von Kanton und Gemein-
den an erganzende Dienstleistungen, den Zugang zu den Leistungen, die
Abgeltung durch die Leistungsempfanger und das Verfahren betreffend Haf-
tung von beauftragten Organisationen des Privatrechts. *
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Art. 20 Ausschluss der Haftung fiir rechtméssiges Verhalten *

' Eine Haftung aus rechtmassigem Verhalten (Art. 7 Staatshaftungsgesetz),
ist bei der medizinischen Untersuchung, Behandlung und Pflege auch dann
ausgeschlossen, wenn Einrichtungen der Gesundheitsversorgung dem

Staatshaftungsgesetz unterstehen. *
2 *

Art. 21 Kantonsbeitrdge

' Der Kanton kann nach Massgabe der verfligbaren Mittel Beitrage an weite-
re Einrichtungen der Gesundheitsversorgung leisten, die im 6ffentlichen In-
teresse liegen.

Art. 22 *

Art. 22a* Wohnortnahe oder innovative Angebote und Versorgungsmodel-
le

' Um den Zugang der Bevdlkerung zu versorgungspolitisch sinnvollen medi-
zinischen Leistungen sicherzustellen, kann der Regierungsrat fiir innovative
oder wohnortnahe ambulante Angebote beziehungsweise Versorgungsmo-
delle mit anderen Kantonen oder Dritten Vereinbarungen abschliessen.

2 Der Regierungsrat kann Beitrdge an die ungedeckten Kosten fiir Leistun-
gen gemass Absatz 1 gewahren, sofern die Tarife die Kosten einer
wirtschaftlichen Leistungserbringung nicht decken und die ungedeckten
Kosten nicht durch Gewinne aus Zusatzleistungen gedeckt werden.

4.2. Gesundheitspolizeiliche Aufsicht

Art. 23 Betriebsbewilligung

' Einer Bewilligung des Departements bedarf der Betrieb folgender Einrich-
tungen:

a. Spitéler, psychiatrische Kliniken und Rehabilitationskliniken;
b. Heime, in denen Menschen regelmassig gepflegt werden;
C. Einrichtungen zur ambulanten Gesundheitsversorgung, ein-

schliesslich der spitalexternen Krankenpflege, ab einer durch den
Regierungsrat zu bestimmenden Grosse;

d. Rettungsdienste;
e. medizinische Labors;
f. Forschungseinrichtungen.

2Von der Bewilligung ausgenommen sind eigene Angebote des Kantons so-
wie vom Kanton beauftragte Einrichtungen.
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® Die Bewilligung wird erteilt, wenn die medizinische Betreuung sicherge-
stellt ist, die Raumlichkeiten und Einrichtungen zweckmassig sind und eine
einwandfreie Betriebsflihrung gewéhrleistet ist. *

* Mit der Bewilligung kann die Auflage verbunden werden, dass sich die Ein-
richtung im Rahmen ihrer Méglichkeiten fir die beruflichen Aus-, Fort- und
Weiterbildungen zur Verfiigung stellt.

® Die Betriebsbewilligung wird entzogen, wenn eine der Bedingungen ge-
mass Absatz 3 nicht mehr erflillt ist.

® Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten". Er kann weitere Einrichtungen
der Gesundheitspflege der Bewilligungspflicht unterstellen, wenn dies zum
Schutz der Benutzer erforderlich ist. Er legt fir Einrichtungen, die neu unter
die Bewilligungspflicht fallen, eine angemessene Ubergangsordnung fest,
welche namentlich die Dauer des Bestandes der Einrichtung berlicksichtigt.

Art. 24 Betriebsfiihrung

! Einrichtungen, welche nach diesem Gesetz oder der Ausfiihrungsverord-
nung einer Bewilligung bedirfen, unterstehen sinngeméss den gleichen
Pflichten wie die Inhaber einer Berufsauslibungsbewilligung geméass den Ar-
tikeln 31ff.

2 Der Regierungsrat kann Organisations- und Qualitatsvorschriften fiir samt-
liche bewilligungspflichtigen Einrichtungen erlassen; er kann Vorschriften
von Fachorganisationen fiir verbindlich erklaren.

5. Berufe im Gesundheitswesen

5.1. Berufsaustiibungsbewilligung

Art. 25 Bewilligungspflicht

' Einer Bewilligung des Departements bedarf, wer bei privatwirtschaftlicher
Berufsausiibung in eigener fachlicher Verantwortung (Art. 29 Abs. 1): *

a. den Titel eines medizinischen Berufes gemass Artikel 26 verwen-
det;

b. medizinische Leistungen zu Lasten der Sozialversicherung er-
bringt;

C. Heilmittel abgibt, deren Abgabe nach Bundesrecht bewilligungs-
pflichtig ist;

d. Methoden anwendet, die das Einfiihren von Instrumenten in den
Koérper bedingen;

e. Manipulationen am Skelett vornimmt;

f. Eingriffe zur Veranderung der Empfangnis und Zeugungsfahigkeit
vornimmt;
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g. Geburtshilfe auslbt;

h. Ubertragbare, die Allgemeinheit gefadhrdende Krankheiten feststellt
oder behandelt.

2 Wer sonst ausserhalb einer Einrichtung gemass Artikel 23 eine Tétigkeit

gemadss Absatz 1 Buchstaben b-h ausiibt, bedarf hierfiir einer Bewilligung

des Departementes, wenn: *

ar’ die Auslibung des betreffenden Berufes einen Hochschulab-
schluss auf Lizentiats- oder Masterstufe voraussetzt und

b.* die Tatigkeit langer als ein Jahr dauert.

c.*

8 Tatigkeiten gemass Absatz 2 von bis zu einem Jahr sind vorgéngig der zu-
standigen kantonalen Verwaltungsbehérde zu melden. *

Art. 26 Bewilligungspflichtige Gesundheitsberufe

' Der Regierungsrat erlasst ein Verzeichnis der unter die Bewilligungspflicht
gemass diesem Gesetz fallenden Gesundheitsberufe und legt die besonde-
ren Bedingungen fest, unter denen sie ausgelibt werden diirfen. Er um-
schreibt insbesondere die fiir die Berufsaustiibung erforderlichen Féhigkeits-
ausweise und Ausbildungsgénge".

2 Er kann Regelungen schweizerischer oder kantonaler Behérden und Fach-
organisationen allgemeinverbindlich erklaren.

% Er legt bei Neuunterstellungen unter die Bewilligungspflicht eine angemes-
sene Ubergangsordnung fest, welche namentlich die berufliche Erfahrung
berticksichtigt.

Art. 27 Bewilligungsvoraussetzungen im Allgemeinen

' Die Erteilung einer Berufsausiibungsbewilligung setzt nebst der Erflillung
der fachlichen Anforderungen voraus, dass die gesuchstellende Person
a. handlungsfahig ist;

b. einen guten Leumund hat;

c. nicht an einer kdrperlichen oder geistigen Krankheit leidet, die ihr
die Berufsausiibung verunméglicht;

dr* Uber eine geeignete Infrastruktur und

e’ Uber ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfiigt.

2 Die Bewilligung kann mit Bedingungen und Auflagen verbunden werden.
Namentlich kann sie zeitlich, értlich oder fachlich beschrankt werden.

% Berufsausiibungsbewilligungen gemass dieser Bestimmung und deren
Entziige gemass Artikel 39 werden im Amtsblatt verdffentlicht.

" GS VI A/31
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Art. 28 Bewilligungsvoraussetzungen bei universitdren Medizinalberufen
und beim Psychotherapieberuf *

' Die Bewilligung zur Ausiibung eines universitaren Medizinalberufes oder
des Psychotherapieberufes wird unter den Voraussetzungen des eidgends-
sischen Medizinalberufegesetzes respektive des eidgendssischen Psycholo-
gieberufegesetzes erteilt, sofern die gesuchstellende Person im Besitze des
Schweizer Biirgerrechts oder des Niederlassungsrechts in der Schweiz ist. *
2 Auslandern ohne Niederlassungsrecht in der Schweiz kann unter den glei-
chen fachlichen Voraussetzungen die Berufsausiibungsbewilligung erteilt
werden, wenn die Gesundheitsversorgung nicht durch Inhaber von Bewilli-
gungen geméass Absatz 1 sichergestellt werden kann. Vorbehalten bleiben
weitergehende Bewilligungsanspriiche aufgrund von Bundesrecht oder
Staatsvertragsrecht.

® Das Departement kann bei Vorliegen besonderer Umsténde Ausnahmebe-
willigungen erteilen.

5.2. Berufsausiibung

Art. 29 Privatwirtschaftliche Berufsaustbung in eigener fachlicher Ver-
antwortung; Stellvertretung *

! Privatwirtschaftlich in eigener fachlicher Verantwortung (ibt den Beruf aus,
wer einer privaten Erwerbstéatigkeit nachgeht, ohne einer weisungsbefugten
Aufsicht unterstellt zu sein. *

2 Personen geméss Absatz 1 haben die bewilligte Tatigkeit persénlich und
grundsétzlich unmittelbar am Patienten auszuiiben. Sie diirfen nur solche
Tatigkeiten austiben, fiir die sie die Bewilligung erhalten haben und nur jene
Verrichtungen (ibertragen, zu deren Ausfiihrung sie selbst berechtigt sind
und die nicht ihre persénliche Berufsausiibung erfordern. *

® Bei Abwesenheit, Krankheit, Unfall oder Tod ist voriibergehend eine Stell-
vertretung zulassig, sofern der Schutz der Patienten gewaéhrleistet ist. Die
Stellvertretung ist vorgangig der zustandigen kantonalen Verwaltungsbehor-
de zu melden. *

Art. 30 *

Art. 31 Pflichten im Allgemeinen
! Inhaber einer Berufsausiibungsbewilligung sind verpflichtet,

a. ihren Beruf sorgféltig und den berufsethischen Richtlinien entspre-
chend auszuiiben;

b. die Aufzeichnungspflicht geméss Artikel 32 zu erfiillen;

C. die erforderliche Weiter- und Fortbildung zu betreiben;
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d. nach Massgabe der Artikel 40 ff. die Rechte der Patienten zu ach-
ten;
e. sich an die Grenzen ihrer Kompetenzen zu halten.

Art. 31a* Berufspflichten geméss Medizinal- und Psychologieberufege-
setz; Anwendung auf die Berufsausiibung geméss Artikel 25 Ab-
satz2 *

"Die Bestimmungen der eidgendssischen Gesetzgebung (liber die
Berufspflichten bleiben vorbehalten. Sie gelangen sinngeméss auch fir jene
Personen zur Anwendung, die ihren Beruf geméss Artikel 25 Absatz 2 aus-
tiben. *

Art. 32 Aufzeichnungspflicht

' Bewilligungsinhaber gemass Artikel 25 Absatz 1 sind verpflichtet, tber je-
den Patienten eine Patientendokumentation anzulegen. In dieser sind insbe-
sondere die Anamnese, die Diagnose, die vorgeschlagenen und die tatsach-
lich durchgefiihrten Massnahmen zu vermerken. *

? Das Dossier kann elektronisch gefiihrt werden, wenn Gewahr fiir die Ein-
haltung des Datenschutzes besteht und jede Anderung sowie ihr Urheber
identifizierbar bleibt.

®Die Dossiers sind so lange aufzubewahren, als es die Interessen der
betroffenen Person und ihrer Angehérigen erfordern, mindestens aber zehn
Jahre.

* Wer seine Tatigkeit vorlibergehend oder endgliltig einstellt, teilt dies den
Patienten auf geeignete Weise mit. Auf Verlangen werden ihnen die Dossiers
ausgehandigt oder an eine von ihnen bezeichnete Person mit einer Berufs-
ausiibungsbewilligung weitergeleitet.

® Stirbt eine Person mit einer Berufsausiibungsbewilligung, so gelangen die
von ihr gefiihrten Dossiers unter die Verantwortung des Kantonsarztes.

® Die Absétze 1-4 gelten fiir Einrichtungen geméss Artikel 23 Absatz 1 sinn-
gemass. *

Art. 33 Beistandspflicht

' Arzte haben in dringenden Féllen Beistand zu leisten, sofern damit Leben
gerettet oder schwere kérperliche Leiden gelindert werden kénnen. Dariiber
hinaus besteht keine Verpflichtung zur Annahme von Patienten.

2 Bewilligungsinhaber geméass Artikel 25 Absatz 1, die ambulante &rztliche
Versorgung anbieten, sind zu Hausbesuchen verpflichtet, soweit den Patien-
ten das Aufsuchen der Praxis aus medizinischen Griinden nicht zumutbar
ist. *
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®Bei besonderen Vorkommnissen, wie Katastrophen und Notlagen, kann
das Departement oder die den Ersteinsatz leitende Stelle die Angehdrigen
samtlicher Berufe im Gesundheitswesen sowie die Mitarbeiter der Einrich-
tungen der Gesundheitsversorgung gemaéss Artikel 23 so lange zum Einsatz
verpflichten, bis die medizinische Versorgung sichergestellt ist.

Art. 34 Notfalldienst

' Die im Kanton tatigen Arztinnen und Arzte sowie Zahnarztinnen und Zahn-
arzte geméss Artikel 25 Absatz 1 sind grundsatzlich zum Notfalldienst ver-
pflichtet. Ausgenommen davon sind Arztinnen und Arzte, die in einer Ein-
richtung geméss Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe a tétig sind. *

2 Die Pflichtigen sorgen gemeinsam fiir eine zweckmassige Organisation des
Notfalldienstes; sie kdbnnen Ausnahmen von der Notfalldienstpflicht vorse-
hen.

® Die Arztinnen und Arzte koordinieren den Notfalldienst mit dem Kantons-
spital. *

* Das Departement regelt den Notfalldienst, wenn dieser nicht anderweitig
sichergestellt ist. *

Art. 34a* Ersatzabgabe

' Personen geméss Artikel 34 kénnen gegen die Auferlegung einer Ersatzab-
gabe von der Notfalldienstpflicht generell oder im Einzelfall befreit werden.

2 Die Hohe der Ersatzabgabe richtet sich nach dem voraussichtlichen Um-
fang des nicht geleisteten Notfalldienstes, dem Beschaftigungsgrad der Per-
son und deren Spezialisierung.

® Die Ersatzabgabe betrégt bei einer generellen Befreiung maximal 15'000
Franken pro Jahr und bei einer Befreiung im Einzelfall maximal 500 Franken
pro 24 Stunden.

* Erfolgt die Befreiung wegen Krankheit, Invaliditat, Schwangerschaft oder
anderen triftigen Griinden, kann eine reduzierte Ersatzabgabe verlangt wer-
den.

® Die Ersatzabgaben sind zweckgebunden fiir die Organisation und Durch-
fihrung des Notfalldienstes zu verwenden.

Art. 34b* Arztliche Notfalldienstorganisation

! Die kantonale Standesorganisation organisiert den Notfalldienst fiir samtli-
che Arztinnen und Arzte. Sie regelt insbesondere

a. die Zusammenarbeit mit dem Kantonsspital und )

b. die Rechte und Pflichten der Notfalldienstpflichtigen in Uberein-
stimmung mit diesem Gesetz und den (ibrigen anwendbaren Nor-
men.

2 Sie entscheidet (iber die Befreiung der Notfalldienstpflicht sowie die Hhe
und Verwendung der Ersatzabgabe. Sie regelt die Einzelheiten.
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3 Arztinnen und Arzte, die nicht Mitglied der Standesorganisation sind, steht
in Fragen des Notfalldienstes ein gleiches Stimmrecht wie den Mitgliedern
zu.

Art. 35 Anzeigepflicht und Anzeigerecht

' Die Inhaber einer Berufsausiibungsbewilligung haben verdachtige oder
aussergewohnliche Todesfélle, die sie im Rahmen ihrer Berufstétigkeit fest-
gestellt haben, unverziiglich der Polizei zu melden.

2 Sie sind verpflichtet, die KESB zu benachrichtigen, wenn ihnen Missstande
zur Kenntnis gelangen, die ein Einschreiten zum Zwecke des Kindesschut-
zes erfordern. *

% Sie sind im Weiteren befugt, ohne Riicksicht auf das Berufsgeheimnis, der
Polizei Wahrnehmungen zu melden, die auf Gewaltbereitschaft gegen Dritte
oder auf einen Gesetzesverstoss zum Nachteil von Menschen und Tieren
schliessen lassen. Namentlich betrifft dies Verbrechen oder Vergehen gegen
Leib und Leben, gegen die 6ffentliche Gesundheit oder gegen die Sittlich-
keit. *

%is Sie sind ferner vom Berufsgeheimnis befreit, soweit es um die Durchset-
zung von Forderungen aus dem Behandlungsverhdltnis geht. *

* Vorbehalten bleiben die spezialrechtlichen Meldepflichten.

Art. 36 Weitere Bestimmungen

' Der Regierungsrat kann weitere Bestimmungen lber die Ausiibung von
Berufen im Gesundheitswesen erlassen, die nach diesem Gesetz bewilli-
gungspflichtig sind. Insbesondere kann er Tatigkeitsbereiche, fachliche An-
forderungen und Pflichten im Sinne dieses Gesetzes néher regeln.

2Er kann zu diesem Zweck interkantonalen Vereinbarungen beitreten oder
Regelungen schweizerischer oder kantonaler Fachorganisationen fiir ver-
bindlich erklaren.

Art. 37 Anforderungen an weitere gewerbliche Tétigkeiten

' Der Regierungsrat kann Vorschriften iiber die hygienischen Anforderungen
an gewerbsmassige Koérper- und Schénheitspflege, an die Ausiibung nicht
bewilligungspflichtiger Berufe des Gesundheitswesens und ahnliche Tatig-
keiten erlassen.

5.3. Erléschen der Bewilligung, Bewilligungsentzug und
Berufsausiibungsverbot

Art. 38 Erléschen der Berufsausiibungsbewilligung

' Die Bewilligung erlischt, wenn die betreffende Person die Tatigkeit aufgibt.
Bei voriibergehender Einstellung der Téatigkeit erlischt sie nach fiinf Jahren.
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2 Stellt ein Bewilligungsinhaber seine Tatigkeit ganz oder voriibergehend ein,
hat er dies dem Departement zu melden.

Art. 39 Voraussetzungen des Bewilligungsentzugs und des Berufsaus-
tibungsverbots

' Das Departement kann eine Berufsausiibungsbewilligung entziehen oder

jemandem eine nicht bewilligungspflichtige Heiltatigkeit untersagen, wenn

a. die zur Erteilung einer Berufsausiibungsbewilligung notwendigen
Voraussetzungen weggefallen sind oder nachtréaglich Verweige-
rungsgriinde bekannt werden;

b. die betreffende Person durch ihre Tatigkeit die 6ffentliche Ge-
sundheit gefahrdet;

C. die persénliche Vertrauenswiirdigkeit zur Ausiibung des betreffen-
den Berufes fehlt oder verloren gegangen ist;

d. schwerwiegende Verstdsse gegen dieses Gesetz vorliegen;

e. schwerwiegende Verstésse gegen andere Gesetze vorliegen, so-
weit die Gesundheit der Patienten davon betroffen ist;

f. wiederholte missbrauchliche Rechnungsstellung vorliegt.

2 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten.

6. Rechtsstellung der Patienten

Art. 40*  Geltungsbereich

' Die in diesem Gesetz aufgefiinrten Patientenrechte und -pflichten gelten
fiir die Untersuchung und Behandlung von Patienten in Einrichtungen der
Gesundheitspflege gemass Artikel 23 und in Heimen im Sinne des Sozialhil-
fegesetzes", sowie fiir die Untersuchung und Behandlung durch Personen,
welche eine Tatigkeit gemass Artikel 25 ausiben. *

Art. 41 Grundsatz

' Die Patienten haben Anrecht auf Information, Selbstbestimmung sowie auf
persoénliche Freiheit und Wiirde.

2Vorbehalten bleiben die Zwangsmassnahmen, die dieses Gesetz oder
andere Gesetze ausdriicklich vorsehen.

Art. 42 Aufkldrung

! Patienten, ihre gesetzlichen Vertreter oder ihre nachsten Bezugspersonen
sind mit der gebotenen Sorgfalt, rechtzeitig sowie in verstandlicher und ge-
eigneter Form iber den Gesundheitszustand aufzuklaren.

2 Die Patienteninformationen umfassen namentlich:

a. den Befund;

" GSVIIE/21/3

14


https://gesetze.gl.ch/data/VIII-E.21.3/de

Vi Ann

b. die Art, den Zweck, die Risiken und die Alternativen der in Frage
kommenden diagnostischen oder therapeutischen Massnahmen;

C. die Folgen einer Unterlassung derartiger Massnahmen;

d. die Ubernahme der Kosten durch die Versicherung.

® Muss in einem Notfall eine geniigende Information ausbleiben, wird sie so
bald als méglich nachgeholt. Die Aufklarungspflicht bleibt auch bei Zwangs-
massnahmen geméss Artikel 49 bestehen.

Art. 43 Einsicht in die Patientendokumentation

' Die Patienten, beziehungsweise ihre Vertreter, kénnen ihre Patientendoku-

mentation einsehen, Erkldrungen dazu verlangen oder Kopien davon erstel-

len.

2 Sie kénnen im Weiteren verlangen, dass die Patientendokumentation an

eine andere Person mit einer Berufsausiibungsbewilligung im Sinne dieses

Gesetzes weitergeleitet wird. Sie kénnen die Weitergabe auch untersagen.

% Das Einsichtsrecht besteht nicht fiir

a. persénliche Notizen der behandelnden Personen fiir den Eigenge-
brauch, soweit sie nicht unmittelbare diagnostische oder thera-
peutische Massnahmen betreffen und nicht von anderen Personen
eingesehen werden kénnen;

b. fiir personliche Angaben von Dritten;
c. flir Daten, die Dritte betreffen und dem Berufsgeheimnis unterste-
hen.

* Das Einsichtsrecht steht soweit nétig auch Personen zu, die die Patienten
gesetzlich oder vertraglich vertreten.

Art. 44 Geheimhaltung

' Dritten darf Auskunft Giber gesundheitliche Belange der Patienten grund-
satzlich nur mit deren Einwilligung erteilt werden.

2 Sofern aus den Umstanden nicht auf einen Geheimhaltungswillen des Pati-
enten geschlossen werden muss, wird die Einwilligung vermutet fiir

a. Auskiinfte an die nachsten Bezugspersonen und die gesetzliche
Vertretung;
b. medizinisch notwendige Auskiinfte an Personen, die zuweisen,

mitbehandeln, nachbehandeln oder an der Therapie beteiligt sind.
® Die Auskunftserteilung ist zuldssig, wenn die vorgesetzte Verwaltungsbe-
horde einer Einrichtung der Gesundheitsversorgung oder das Departement
die schriftliche Einwilligung erteilt. *
*Vorbehalten bleiben gesetzliche Bestimmungen betreffend Anzeige-,
Melde- und Zeugnispflichten oder -rechte.
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Art. 45 Zustimmung zur Behandlung im Allgemeinen

' Samtliche medizinischen und pflegerischen Massnahmen, insbesondere
kérperliche Eingriffe, Untersuchungen und Behandlungen bediirfen der Zu-
stimmung des urteilsfahigen Patienten oder der Zustimmung geméss Arti-
kel 46.

2 Auf die Zustimmung kann verzichtet werden, wenn Gefahr droht, eine sol-
che nicht mehr rechtzeitig zu erhalten.

® Ein in urteilsfahigem Zustand zum Voraus geéusserter Wille des Patienten
ist zu beriicksichtigen, wenn er klar dokumentiert ist und keine Anhaltspunk-
te dafiir bestehen, dass er sich seit seiner Ausserung geandert hat.

Art. 46 Zustimmung zur Behandlung bei nicht urteilsfdhigen Patienten

! Ist der Patient nicht urteilsfahig, so bedarf es flir Massnahmen geméss Ar-
tikel 45 Absatz 1 der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters. Verweigert
dieser die Zustimmung, so kann die behandelnde Person an die KESB ge-
langen, die Uber die Zustimmung entscheidet. *

? Haben nicht urteilsfahige Patienten keine gesetzliche Vertretung, entschei-
den die behandelnden Arzte in deren Interesse und entsprechend deren
mutmasslichem Willen. Wenn méglich werden die néchsten Bezugsperso-
nen angehort. In Notféllen wird die Einwilligung vermutet.

Art. 47 Ablehnung von medizinischen Massnahmen; Patientenverfii-
gung

' Lehnen Patienten, die gesetzliche Vertretung oder die KESB eine medizini-

sche Massnahme ab, so haben sie dies auf Verlangen der behandelnden

Person schriftlich zu bestéatigen. *

2 Eine vom Patienten verfasste Verfligung, mit welcher lebensverlangernde

Massnahmen abgelehnt werden, ist grundsétzlich verbindlich.

® Die Patientenverfligung ist unbeachtlich, soweit Anordnungen mit gelten-

dem Recht unvereinbar sind oder soweit konkrete Anhaltspunkte dafiir be-

stehen, dass Anordnungen nicht mehr dem Willen des Patienten entspre-

chen.

Art. 48 Eintritt in eine psychiatrische Klinik

' Der freiwillige Eintritt in eine Klinik fiir psychisch Kranke bedarf eines arztli-
chen Zeugnisses und der Zustimmung des Patienten, oder, wenn dieser zur
Erteilung nicht in der Lage ist, des gesetzlichen Vertreters.

Art. 49 Fiirsorgerische Unterbringung und Zwangsbehandlung *

' Zwangsmassnahmen im Sinne dieses Gesetzes sind Massnahmen, die ge-
gen den Willen oder gegen den Widerstand der betroffenen Person erfolgen.
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% Die flrsorgerische Unterbringung richtet sich nach der entsprechenden
Bundes- und kantonalen Gesetzgebung (Art. 429 ZGB; Art. 66a EG ZGB). *

8 Als Zwangsmassnahmen kommen die fiirsorgerische Unterbringung und
die Zwangsbehandlung in Frage. Insbesondere fallen darunter: *

a. Beschrankung der Aussenkontakte;
b. Ausgangslimitierung;

c. Isolierung;

d. Anbindung;

e.

medikamentése Behandlung.

Es ist jeweils die mildeste der geeigneten Zwangsmassnahmen zu wéhlen.

4 Zwangsmassnahmen diirfen nur so lange dauern, als die sie rechtfertigen-
den Voraussetzungen gegeben sind. Die Hochstdauer einer fiirsorgerischen
Unterbringung richtet sich nach Artikel 66a EG ZGB. *

® Zwangsmassnahmen sind umgehend zu dokumentieren. *
6-7 *

Art. 50 Sterben

! Sterbende haben Anrecht auf angemessene Behandlung und Begleitung.

2 Den nachsten Bezugspersonen werden eine wiirdevolle Sterbebegleitung
und ein wiirdevolles Abschiednehmen von Verstorbenen ermdglicht.

®Die bewilligungspflichtigen Einrichtungen der Gesundheitsversorgung
(Art. 23), welche Sterbende betreuen, schaffen die Bedingungen fiir ein Ster-
ben in Ruhe und fir die Begleitung von Sterbenden. Sie sind verpflichtet,
eine Behandlung, Pflege und Betreuung anzubieten, die nicht Heilung,
sondern umfassende Linderung nach dem jeweiligen Stand der Erkenntnis-
se zum Ziel haben. *

Art. 51 Obduktion

' Eine Obduktion darf vorgenommen werden, sofern die Zustimmung des
Verstorbenen vorliegt oder an seiner Stelle die nadchsten Bezugspersonen
zustimmen.

2Das Departement kann die Obduktion zur Sicherung der Diagnose auch
ohne Zustimmung anordnen, insbesondere wenn Verdacht auf eine lber-
tragbare Krankheit besteht.

3 *

* Die gesetzliche Vertretung und die nachsten Bezugspersonen kénnen Ein-
sicht in den Obduktionsbefund verlangen.

Art. 51a* Transplantationen von Organen, Gewebe und Zellen

' Das Departement ernennt einen lokalen Koordinator am Kantonsspital ge-
mass Artikel 56 Absatz 3 des eidgendssischen Transplantationsgesetzes.
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2 Der Regierungsrat bezeichnet die unabhéngige Instanz, die zusténdig ist,
ausnahmsweise der Entnahme von regenerierbarem Gewebe oder regene-
rierbaren Zellen von minderjéhrigen oder urteilsunfahigen Personen zuzu-
stimmen. Er regelt das Verfahren.

Art. 52 Kommissionen

' Der Regierungsrat ernennt die vom Bundesrecht verlangten Kommissio-
nen, welche die Einhaltung der Patientenrechte Giberwachen oder im Interes-
se derselben beratend tétig sind.

2 Er kann die Aufgaben solcher Kommissionen inter- oder ausserkantonalen
Behérden oder einer privaten Fachorganisation tibertragen, soweit dies das
Bundesrecht zulasst.

7. Heil- und Betdubungsmittel

Art. 53 Heil- und Betdubungsmittel *

' Der Regierungsrat regelt den Vollzug des eidgenéssischen Heilmittelgeset-
zes und des eidgendssischen Betdubungsmittelgesetzes™. *

2Er kann Vereinbarungen mit anderen Kantonen iiber den gemeinsamen
Vollzug oder dessen Ubertragung auf ausserkantonale Organe abschliessen.

Art. 54 Abgabe von Arzneimitteln durch Medizinalpersonen

' Medizinalpersonen diirfen im Rahmen ihrer Tatigkeit Arzneimittel abgeben.
Sie sind bei medizinischem Bedarf verpflichtet, auf Verlangen des Patienten
Rezepte auszustellen.

Art. 55-57 *

8. Bestattungswesen

Art. 58 Bestattungswesen *

' Die Gemeinden stellen Friedhofe zur Bestattung der im Gemeindegebiet
wohnhaft gewesenen Personen bereit. Sie konnen Friedhdfe gemeinsam
fihren oder andere Formen der Zusammenarbeit vereinbaren.

2 Die Benutzung der Friedhofe steht den Angehérigen aller Glaubensrichtun-
gen offen. *

® Die Bestattungskosten gehen zulasten der Gemeinde, falls die Nachlassen-
schaft nachweislich nicht in der Lage ist, flr die Kosten aufzukommen. *

Art. 59-60 *
Y GS VIl A/4/
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9. Straf-, Rechtsschutz- und Schlussbestimmungen

Art. 61 Busse

' Wer vorsatzlich oder fahrlassig

a. eine nach diesem Gesetz bewilligungspflichtige Téatigkeit ohne Be-
willigung austibt, ein Berufsausiibungsverbot missachtet oder da-
bei Hilfe leistet;

b. als Inhaber einer nach diesem Gesetz ausgestellten Bewilligung
seine Befugnisse Uberschreitet oder gegen seine beruflichen
Pflichten verstdsst oder

C. sonstwie den gesundheitspolizeilichen Vorschriften dieses Geset-
zes oder zugehdriger Ausfiihrungserlasse zuwiderhandelt wird, so-
weit nicht besondere Strafbestimmungen anwendbar sind, mit
Busse bestraft.

Art. 62 Geblihren

' Der Regierungsrat kann durch Verordnung firr die Erfiillung bestimmter Auf
gaben durch Verwaltungsorgane, wie Kontrollen, Beratungen oder Auskunft-
serteilungen, die Erhebung von Gebiihren vorsehen. Die Gebiihrenhéhe rich-
tet sich nach dem Fach- und dem Zeitaufwand.

Art. 63 Rechtsschutz

' Der Rechtsschutz richtet sich unter Vorbehalt der nachfolgenden Absatze
nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz’.

2Wird der Spitalbetrieb durch eine 6ffentlich-rechtliche Organisation ge-
fliihrt, kann gegen Rechnungsstellungen des Kantonsspitals beim zustandi-
gen Spitalorgan Einsprache erhoben werden. *

® Wird der Spitalbetrieb durch eine juristische Person des Privatrechts ge-
fiihrt, entscheidet das Departement (ber Streitigkeiten zwischen Spitalbe-
treiberin und Patienten. Der Entscheid des Departements unterliegt unmit-
telbar der Beschwerde an das Verwaltungsgericht. Das Beschwerderecht
steht auch der Spitalbetreiberin zu. *

%is Gegen Entscheide der Standesorganisation (iber die Befreiung von der
Notfalldienstpflicht und die Leistung von Ersatzabgaben kann beim Departe-
ment Beschwerde erhoben werden. *

* Gegen die Anordnung von Zwangsmassnahmen geméss Artikel 49 kann
unmittelbar Beschwerde beim Verwaltungsgericht erhoben werden. Bei not-
fallméssig durchgefiinrten Zwangsmassnahmen kann mittels Beschwerde
die nachtragliche Uberpriifung durch das Verwaltungsgericht verlangt wer-
den; die Beschwerdefrist beginnt nach Wegfall der Zwangsmassnahme zu
laufen. *

" GSINGA
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® Gegen Entscheide betreffend Kantonsbeitrdge, auf welche das Gesetz
oder das Ausfiihrungsrecht keinen Anspruch verankert, ist die Beschwerde
an das Verwaltungsgericht ausgeschlossen. *

Art. 64 Bisheriges Recht

! Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes werden aufgehoben:

a. das Gesetz vom 5. Mai 1963 Uiber das Gesundheitswesen;

b. der Beschluss der Landsgemeinde vom 5. Mai 1918 (ber die Un-
entgeltlichkeit des Krankentransportes;

C. das Gesetz vom 5. Mai 1957 iber die Anderung des Gesetzes
betreffend Errichtung einer kantonalen Irrenanstalt;

d. der Beschluss der Landsgemeinde vom 2. Mai 1965 Uber die
Gewahrung von Ruhegehdéltern an Hebammen;

e. die Vollziehungsverordnung vom 28. Marz 1989 zur Verordnung

des Bundesrates tiber den Handel mit Wein.
2 Die ibrigen Erlasse betreffend das Gesundheitswesen gelten bis zu ihrer
formellen Aufhebung oder ihrer Anpassung weiter, soweit sie mit diesem
Gesetz nicht in Widerspruch stehen.

Art. 65 Inkrafttreten

' Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten dieses Gesetzes. Er kann es
gestaffelt in Kraft setzen.

Datum des Inkrafttretens:" 1. Juli 2008; bereits per 1. Januar 2008 die Be-
stimmungen (ber die Patientenrechte (Art. 40-52); erst per 1. Januar 2011
die Bestimmungen tiber die Spitex (Art. 5 Bst. c, 19), bis zu diesem Datum
bleiben die Artikel 31a-31c bisher in Kraft.

" B des RR vom 18. Dezember 2007
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Beschluss Inkrafttreten Element Anderung SBE Fundstelle
04.05.2008 01.01.2009 Art. 63 Abs. 4 geandert SBE X/7 519
04.05.2008 01.01.2009 Art. 63 Abs. 5 eingefiigt SBE X/7 519
03.05.2009 03.05.2009 Art. 3a eingefiigt SBE XI/3 185
03.05.2009 03.05.2009 Art. 4 Abs. 1, b. geéndert SBE XI/3 185
03.05.2009 03.05.2009 Art. 4 Abs. 1, f. eingefiigt SBE XI/3 185
03.05.2009 03.05.2009 Art. 6 totalrevidiert SBE XI/3 185
03.05.2009 03.05.2009 Art. 8 Abs. 3, g. eingefiigt SBE XI/3 185
03.05.2009 03.05.2009 Art. 11 totalrevidiert SBE XI/3 185
03.05.2009 03.05.2009 Art. 16 totalrevidiert SBE XI/3 185
03.05.2009 03.05.2009 Art. 16a eingefiigt SBE XI/3 185
03.05.2009 03.05.2009 Art. 16b eingefiigt SBE XI/3 185
03.05.2009 03.05.2009 Art. 22 totalrevidiert SBE XI/3 185
03.05.2009 03.05.2009 Art. 28 Sachiiberschrift geand. SBE XI/3 185
03.05.2009 03.05.2009 Art. 28 Abs. 1 geéndert SBE XI/3 185
03.05.2009 03.05.2009 Art. 31a eingefiigt SBE XI/3 185
03.05.2009 03.05.2009 Art. 40 totalrevidiert SBE XI/3 185
03.05.2009 03.05.2009 Art. 63 Abs. 2 geandert SBE XI/3 185
03.05.2009 03.05.2009 Art. 63 Abs. 3 geéndert SBE XI/3 185
03.05.2009 03.05.2009 Art. 63 Abs. 4 geandert SBE XI/3 185
03.05.2009 03.05.2009 Art. 63 Abs. 5 geéndert SBE XI/3 185
06.05.2012 01.09.2013 Art. 4 Abs. 1,g. eingefiigt SBE XII/4 281
06.05.2012 01.09.2013 Art. 6 aufgehoben SBE XII/4 281
06.05.2012 01.01.2013 Art. 49 Sachiiberschrift geand. SBE XII/4 281
06.05.2012 01.01.2013 Art. 49 Abs. 2 geéndert SBE XII/4 281
06.05.2012 01.01.2013 Art. 49 Abs. 3 geandert SBE XII/4 281
06.05.2012 01.01.2013 Art. 49 Abs. 4 geéndert SBE XII/4 281
06.05.2012 01.01.2013 Art. 49 Abs. 5 geandert SBE XII/4 281
06.05.2012 01.01.2013 Art. 49 Abs. 6 aufgehoben SBE XII/4 281
06.05.2012 01.01.2013 Art. 49 Abs. 7 aufgehoben SBE XII/4 281
06.05.2012 01.01.2013 Art. 35 Abs. 2 geéndert SBE XII/4 282
06.05.2012 01.01.2013 Art. 46 Abs. 1 geandert SBE XII/4 282
06.05.2012 01.01.2013 Art. 47 Abs. 1 geéndert SBE XII/4 282
06.05.2012 01.07.2012 Art. 34 Abs. 1 geandert SBE XII/4 300
04.05.2014 01.07.2014 Art. 4 Abs. 1, a. geéndert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 4 Abs. 1,g. geandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art.5Abs. 1, c. geéndert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 6a eingefiigt SBE 2014 28
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Beschluss Inkrafttreten Element Anderung SBEF

04.05.2014 01.07.2014 Art. 7 Abs. 1 geandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 7 Abs. 1, a. aufgehoben SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 7 Abs. 1, b. aufgehoben SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 8 Abs. 3, d. geéandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 8 Abs. 3, e. aufgehoben SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 8a eingefiigt SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 11 Abs. 2 geandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 11 Abs. 3 geéandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 12 Abs. 1 geandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 12 Abs. 2 geandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 14 Sachiiberschrift geand. SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 14 Abs. 1 geéandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 15 Abs. 3 geandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 16b Abs. 1 geandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 19 Sachiiberschrift geand. SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 19 Abs. 1 geéandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 19 Abs. 2 geandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 19 Abs. 3 geéandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 22 aufgehoben SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 22a eingefiigt SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 23 Abs. 3 geandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 28 Sachtiberschrift geand. SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 28 Abs. 1 geandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 31a Sachtiberschrift geand. SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 31a Abs. 1 geandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 32 Abs. 1 geandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 32 Abs. 6 eingefiigt SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 33 Abs. 2 geandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 34 Abs. 1 geandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 34 Abs. 3 geéandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 34 Abs. 4 eingefiigt SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 34a eingefiigt SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 34b eingefiigt SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 35 Abs. 3¢ eingefiigt SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 40 Abs. 1 geandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 44 Abs. 3 geandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 50 Abs. 3 geandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 51 Abs. 3 aufgehoben SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 51a eingefiigt SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 53 Sachtiberschrift geand. SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 53 Abs. 1 geandert SBE 2014 28
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04.05.2014 01.07.2014 Art. 55 aufgehoben SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 56 aufgehoben SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 57 aufgehoben SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 58 Sachtiberschrift geand. SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 58 Abs. 2 eingefiigt SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 58 Abs. 3 eingefiigt SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 59 aufgehoben SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 60 aufgehoben SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 63 Abs. 3 geandert SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 63 Abs. 3% eingefiigt SBE 2014 28
04.05.2014 01.07.2014 Art. 16a Abs. 4 geandert SBE 2014 29
04.05.2014 01.07.2014 Art. 20 Sachtiberschrift geand. SBE 2014 29
04.05.2014 01.07.2014 Art. 20 Abs. 1 geandert SBE 2014 29
04.05.2014 01.07.2014 Art. 20 Abs. 2 aufgehoben SBE 2014 29
04.05.2014 01.01.2018 Art. 25 Abs. 1 geandert SBE 2017 33
04.05.2014 01.01.2018 Art. 25 Abs. 2 geéndert SBE 2017 33
04.05.2014 01.01.2018 Art. 25 Abs. 2, a. geandert SBE 2017 33
04.05.2014 01.01.2018 Art. 25 Abs. 2, b. geéndert SBE 2017 33
04.05.2014 01.01.2018 Art. 25 Abs. 2, c. aufgehoben SBE 2017 33
04.05.2014 01.01.2018 Art. 25 Abs. 3 geéndert SBE 2017 33
04.05.2014 01.01.2018 Art. 27 Abs. 1, d. geandert SBE 2017 33
04.05.2014 01.01.2018 Art. 27 Abs. 1, e. eingefiigt SBE 2017 33
04.05.2014 01.01.2018 Art. 29 Sachiiberschrift geand. SBE 2017 33
04.05.2014 01.01.2018 Art. 29 Abs. 1 geéndert SBE 2017 33
04.05.2014 01.01.2018 Art. 29 Abs. 2 geandert SBE 2017 33
04.05.2014 01.01.2018 Art. 29 Abs. 3 eingefiigt SBE 2017 33
04.05.2014 01.01.2018 Art. 30 aufgehoben SBE 2017 33
01.05.2016 01.01.2017 Erlasstitel geéndert SBE 2016 14
01.05.2016 01.01.2017 Art. 35 Abs. 3 geandert SBE 2016 14
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Erlasstitel 01.05.2016 01.01.2017 geandert SBE 2016 14
Art. 3a 03.05.2009 03.05.2009 eingefiigt SBE X1/3 185
Art. 4 Abs. 1, a. 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28
Art. 4 Abs. 1, b. 03.05.2009 03.05.2009 geéandert SBE X1/3 185
Art. 4 Abs. 1, f. 03.05.2009 03.05.2009 eingefiigt SBE XI/3 185
Art.4 Abs. 1, g. 06.05.2012 01.09.2013 eingefiigt SBE XII/4 281
Art. 4 Abs. 1, g. 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28
Art. 5 Abs. 1, c. 04.05.2014 01.07.2014 geéandert SBE 2014 28
Art. 6 03.05.2009 03.05.2009 totalrevidiert SBE XI/3 185
Art. 6 06.05.2012 01.09.2013 aufgehoben SBE XII/4 281
Art. 6a 04.05.2014 01.07.2014 eingefiigt SBE 2014 28
Art. 7 Abs. 1 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28
Art. 7 Abs. 1, a. 04.05.2014 01.07.2014 aufgehoben SBE 2014 28
Art. 7 Abs. 1, b. 04.05.2014 01.07.2014 aufgehoben SBE 2014 28
Art. 8 Abs. 3, d. 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28
Art. 8 Abs. 3, e. 04.05.2014 01.07.2014 aufgehoben SBE 2014 28
Art. 8 Abs. 3, g. 03.05.2009 03.05.2009 eingefiigt SBE XI/3 185
Art. 8a 04.05.2014 01.07.2014 eingefiigt SBE 2014 28
Art. 11 03.05.2009 03.05.2009 totalrevidiert SBE XI/3 185
Art. 11 Abs. 2 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28
Art. 11 Abs. 3 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28
Art. 12 Abs. 1 04.05.2014 01.07.2014 geéandert SBE 2014 28
Art. 12 Abs. 2 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28
Art. 14 04.05.2014 01.07.2014 Sachtiberschrift geand. SBE 2014 28
Art. 14 Abs. 1 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28
Art. 15 Abs. 3 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28
Art. 16 03.05.2009 03.05.2009 totalrevidiert SBE XI/3 185
Art. 16a 03.05.2009 03.05.2009 eingefiigt SBE X1/3 185
Art. 16a Abs. 4 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 29
Art. 16b 03.05.2009 03.05.2009 eingefiigt SBE X1/3 185
Art. 16b Abs. 1 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28
Art. 19 04.05.2014 01.07.2014 Sachtiberschrift geand. SBE 2014 28
Art. 19 Abs. 1 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28
Art. 19 Abs. 2 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28
Art. 19 Abs. 3 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28
Art. 20 04.05.2014 01.07.2014 Sachtiberschrift geand. SBE 2014 29
Art. 20 Abs. 1 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 29
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Art. 20 Abs. 2 04.05.2014 01.07.2014 aufgehoben SBE 2014 29
Art. 22 03.05.2009 03.05.2009 totalrevidiert SBE XI/3 185
Art. 22 04.05.2014 01.07.2014 aufgehoben SBE 2014 28
Art. 22a 04.05.2014 01.07.2014 eingefiigt SBE 2014 28
Art. 23 Abs. 3 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28
Art. 25 Abs. 1 04.05.2014 01.01.2018 geéndert SBE 2017 33
Art. 25 Abs. 2 04.05.2014 01.01.2018 geandert SBE 2017 33
Art. 25 Abs. 2, a. 04.05.2014 01.01.2018 geéndert SBE 2017 33
Art. 25 Abs. 2, b. 04.05.2014 01.01.2018 geandert SBE 2017 33
Art. 25 Abs. 2, ¢ 04.05.2014 01.01.2018 aufgehoben SBE 2017 33
Art. 25 Abs. 3 04.05.2014 01.01.2018 geandert SBE 2017 33
Art. 27 Abs. 1, d. 04.05.2014 01.01.2018 geéndert SBE 2017 33
Art. 27 Abs. 1, e. 04.05.2014 01.01.2018 eingefiigt SBE 2017 33
Art. 28 03.05.2009 03.05.2009 Sachtiberschrift geand. SBE XI/3 185
Art. 28 04.05.2014 01.07.2014 Sachiiberschrift geand. SBE 2014 28
Art. 28 Abs. 1 03.05.2009 03.05.2009 geéndert SBE XI/3 185
Art. 28 Abs. 1 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28
Art. 29 04.05.2014 01.01.2018 Sachtiberschrift geand. SBE 2017 33
Art. 29 Abs. 1 04.05.2014 01.01.2018 geandert SBE 2017 33
Art. 29 Abs. 2 04.05.2014 01.01.2018 geéndert SBE 2017 33
Art. 29 Abs. 3 04.05.2014 01.01.2018 eingefiigt SBE 2017 33
Art. 30 04.05.2014 01.01.2018 aufgehoben SBE 2017 33
Art. 31a 03.05.2009 03.05.2009 eingefiigt SBE XI/3 185
Art. 31a 04.05.2014 01.07.2014 Sachtiberschrift geand. SBE 2014 28
Art. 31a Abs. 1 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28
Art. 32 Abs. 1 04.05.2014 01.07.2014 geéndert SBE 2014 28
Art. 32 Abs. 6 04.05.2014 01.07.2014 eingefiigt SBE 2014 28
Art. 33 Abs. 2 04.05.2014 01.07.2014 geéndert SBE 2014 28
Art. 34 Abs. 1 06.05.2012 01.07.2012 geandert SBE XII/4 300
Art. 34 Abs. 1 04.05.2014 01.07.2014 geéndert SBE 2014 28
Art. 34 Abs. 3 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28
Art. 34 Abs. 4 04.05.2014 01.07.2014 eingefiigt SBE 2014 28
Art. 34a 04.05.2014 01.07.2014 eingefiigt SBE 2014 28
Art. 34b 04.05.2014 01.07.2014 eingefiigt SBE 2014 28
Art. 35 Abs. 2 06.05.2012 01.01.2013 geandert SBE XII/4 282
Art. 35 Abs. 3 01.05.2016 01.01.2017 geéndert SBE 2016 14
Art. 35 Abs. 3°® 04.05.2014 01.07.2014 eingefiigt SBE 2014 28
Art. 40 03.05.2009 03.05.2009 totalrevidiert SBE XI/3 185
Art. 40 Abs. 1 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28
Art. 44 Abs. 3 04.05.2014 01.07.2014 geéndert SBE 2014 28
Art. 46 Abs. 1 06.05.2012 01.01.2013 geandert SBE XII/4 282
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Art. 47 Abs. 1 06.05.2012 01.01.2013 geandert SBE XII/4 282
Art. 49 06.05.2012 01.01.2013 Sachtiberschrift geand. SBE XII/4 281
Art. 49 Abs. 2 06.05.2012 01.01.2013 geandert SBE XII/4 281
Art. 49 Abs. 3 06.05.2012 01.01.2013 geéandert SBE XII/4 281
Art. 49 Abs. 4 06.05.2012 01.01.2013 geandert SBE XII/4 281
Art. 49 Abs. 5 06.05.2012 01.01.2013 geéandert SBE XII/4 281
Art. 49 Abs. 6 06.05.2012 01.01.2013 aufgehoben SBE XII/4 281
Art. 49 Abs. 7 06.05.2012 01.01.2013 aufgehoben SBE XII/4 281
Art. 50 Abs. 3 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28

Art. 51 Abs. 3 04.05.2014 01.07.2014 aufgehoben SBE 2014 28

Art. 51a 04.05.2014 01.07.2014 eingefiigt SBE 2014 28

Art. 53 04.05.2014 01.07.2014 Sachtiberschrift geand. SBE 2014 28

Art. 53 Abs. 1 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28

Art. 55 04.05.2014 01.07.2014 aufgehoben SBE 2014 28

Art. 56 04.05.2014 01.07.2014 aufgehoben SBE 2014 28

Art. 57 04.05.2014 01.07.2014 aufgehoben SBE 2014 28

Art. 58 04.05.2014 01.07.2014 Sachliberschrift gednd. SBE 2014 28

Art. 58 Abs. 2 04.05.2014 01.07.2014 eingefiigt SBE 2014 28

Art. 58 Abs. 3 04.05.2014 01.07.2014 eingefiigt SBE 2014 28

Art. 59 04.05.2014 01.07.2014 aufgehoben SBE 2014 28

Art. 60 04.05.2014 01.07.2014 aufgehoben SBE 2014 28

Art. 63 Abs. 2 03.05.2009 03.05.2009 geéandert SBE X1/3 185
Art. 63 Abs. 3 03.05.2009 03.05.2009 geandert SBE XI/3 185
Art. 63 Abs. 3 04.05.2014 01.07.2014 geandert SBE 2014 28

Art. 63 Abs. 3% 04.05.2014 01.07.2014 eingefiigt SBE 2014 28

Art. 63 Abs. 4 04.05.2008 01.01.2009 geandert SBE X/7 519

Art. 63 Abs. 4 03.05.2009 03.05.2009 geandert SBE XI/3 185
Art. 63 Abs. 5 04.05.2008 01.01.2009 eingefiigt SBE X/7 519

Art. 63 Abs. 5 03.05.2009 03.05.2009 geandert SBE XI/3185

26



	1. Einleitung
	Art. 1 Geltungsbereich und Zweck
	Art. 2 Funktionen und Berufsbezeichnungen
	Art. 3 Eigenverantwortung
	Art. 3a * Gesundheitsleitbild

	2. Organisation und Zuständigkeiten
	2.1. Aufgaben von Kanton und Gemeinden
	Art. 4 Aufgaben Kanton
	Art. 5 Aufgaben Gemeinden
	Art. 6 * …
	Art. 6a * Zusammenarbeit

	2.2. Zuständigkeiten der Verwaltungsbehörden
	Art. 7 Regierungsrat
	Art. 8 Departement
	Art. 8a * Koordinierter Sanitätsdienst
	Art. 9 Weitere kantonale Verwaltungsbehörden
	Art. 10 Gemeindebehörden


	3. Gesundheitsförderung und Prävention, Gesundheitspolizei
	Art. 11 * Gesundheitsförderung und Prävention
	Art. 12 Gesundheitspolizeiliche Massnahmen
	Art. 13 Beschlagnahme
	Art. 14 Lebensmittel und Chemikalien *
	Art. 15 Badewasser

	4. Einrichtungen der Gesundheitsversorgung
	4.1. Leistungen von Kanton und Gemeinden
	Art. 16 * Bestand und Aufgabe des Kantonsspitals; Befugnisse
	Art. 16a * Spitalträgerschaft und Führung des Spitalbetriebs; Rechtsbeziehungen
	Art. 16b * Spitalverordnung
	Art. 17 Rettungsdienste
	Art. 18 Beratungsdienste
	Art. 19 Ambulante Langzeitpflege *
	Art. 20 Ausschluss der Haftung für rechtmässiges Verhalten *
	Art. 21 Kantonsbeiträge
	Art. 22 * …
	Art. 22a * Wohnortnahe oder innovative Angebote und Versorgungsmodelle

	4.2. Gesundheitspolizeiliche Aufsicht
	Art. 23 Betriebsbewilligung
	Art. 24 Betriebsführung


	5. Berufe im Gesundheitswesen
	5.1. Berufsausübungsbewilligung
	Art. 25 Bewilligungspflicht
	Art. 26 Bewilligungspflichtige Gesundheitsberufe
	Art. 27 Bewilligungsvoraussetzungen im Allgemeinen
	Art. 28 Bewilligungsvoraussetzungen bei universitären Medizinalberufen und beim Psychotherapieberuf *

	5.2. Berufsausübung
	Art. 29 Privatwirtschaftliche Berufsausübung in eigener fachlicher Verantwortung; Stellvertretung *
	Art. 30 * …
	Art. 31 Pflichten im Allgemeinen
	Art. 31a * Berufspflichten gemäss Medizinal- und Psychologieberufegesetz; Anwendung auf die Berufsausübung gemäss Artikel 25 Absatz 2 *
	Art. 32 Aufzeichnungspflicht
	Art. 33 Beistandspflicht
	Art. 34 Notfalldienst
	Art. 34a * Ersatzabgabe
	Art. 34b * Ärztliche Notfalldienstorganisation
	Art. 35 Anzeigepflicht und Anzeigerecht
	Art. 36 Weitere Bestimmungen
	Art. 37 Anforderungen an weitere gewerbliche Tätigkeiten

	5.3. Erlöschen der Bewilligung, Bewilligungsentzug und Berufsausübungsverbot
	Art. 38 Erlöschen der Berufsausübungsbewilligung
	Art. 39 Voraussetzungen des Bewilligungsentzugs und des Berufsausübungsverbots


	6. Rechtsstellung der Patienten
	Art. 40 * Geltungsbereich
	Art. 41 Grundsatz
	Art. 42 Aufklärung
	Art. 43 Einsicht in die Patientendokumentation
	Art. 44 Geheimhaltung
	Art. 45 Zustimmung zur Behandlung im Allgemeinen
	Art. 46 Zustimmung zur Behandlung bei nicht urteilsfähigen Patienten
	Art. 47 Ablehnung von medizinischen Massnahmen; Patientenverfügung
	Art. 48 Eintritt in eine psychiatrische Klinik
	Art. 49 Fürsorgerische Unterbringung und Zwangsbehandlung *
	Art. 50 Sterben
	Art. 51 Obduktion
	Art. 51a * Transplantationen von Organen, Gewebe und Zellen
	Art. 52 Kommissionen

	7. Heil- und Betäubungsmittel
	Art. 53 Heil- und Betäubungsmittel *
	Art. 54 Abgabe von Arzneimitteln durch Medizinalpersonen
	Art. 55–57 * …

	8. Bestattungswesen
	Art. 58 Bestattungswesen *
	Art. 59–60 * …

	9. Straf-, Rechtsschutz- und Schlussbestimmungen
	Art. 61 Busse
	Art. 62 Gebühren
	Art. 63 Rechtsschutz
	Art. 64 Bisheriges Recht
	Art. 65 Inkrafttreten


		2024-02-09T20:18:10+0100
	"8750 Glarus"
	"Gesetzessammlung Kanton Glarus"




